
Zu Jahresbeginn ist die Haftpflicht
für Hebammen erneut um 20 Prozent
gestiegen, sie müssen über 5.000
Euro Beiträge zur Absicherung der
Geburtshilfe bezahlen. „Damit kön-
nen sich immer mehr Hebammen ih-
re ureigenste Arbeit – die Hilfe bei
der Geburt eines Kindes – nicht mehr
leisten“, kritisierte MdL Karola Stan-
ge. DIE LINKE schlägt u.a. vor, die
Beitragssumme mit einer Kappungs-
grenze von maximal fünf Prozent zu
versehen, die an den Einkünften der
Hebammen bemessen wird. Die Heb-
ammen selbst hatten den Vorschlag
eines steuerfinanzierten Fonds ge-
macht, der Schadensfälle oberhalb
einer definierten Schadensobergren-
ze absichert und damit eine Exeden-
tendeckung übernimmt.

Die verschobene Fachtagung zur
Frauengesundheit unter dem Titel
„Hat Gesundheit ein Geschlecht?“
findet am Dienstag, den 28. Januar,
in der Zeit von 9.00 bis 16.30 Uhr im
Thüringer Landtag (Raum F 101)
statt. Veranstalter sind die Linksfrak-
tion, die Rosa-Luxemburg-Stiftung,
die Brennessel (Zentrum gegen Ge-
walt an Frauen) sowie Lochesis e.V. -
Bundesverband für Heilpraktikerin-
nen. Die öffentliche Veranstaltung
beginnt mit zwei Input-Referaten so-
wie einer Podiumsdiskussion. Am
Nachmittag finden (nach Lachyoga)
Workshops statt zu langfristigen Fol-
gen häuslicher Gewalt, zur Problema-
tik Körperkult und Essstörungen so-
wie zu frauenspezifischen Krebser-
krankungen.                                          

Auf Antrag der Fraktion DIE LINKE
hatte am 18. Dezember eine Son-
dersitzung des Landtags stattge-
funden. Titel: „Sofortige Vorlage ei-
nes Nachtragshaushalts zum Dop-
pelhaushalt 2013/2014 zur Schaf-
fung der Rechtssicherheit für die
Bereitstellung der von der CDU an-
gekündigten zusätzlichen Finanz-
mittel für die Thüringer Kommunen
für die Jahre 2014/2015“ (der An-
trag wurde letztlich von der Land-
tagsmehrheit abgelehnt). Nachdem
Fraktionsvorsitzender Bodo Rame-
low begründet hatte „Planspiele der
CDU werden zum Anlass genom-
men, rechtswidrige Haushalte
durch Gemeinden, durch Landkrei-
se entstehen zu lassen, (…) geben
wir Ihnen die Chance, den Nach-
tragshaushalt auf den Weg zu brin-
gen“, ergriff für die Fraktion der
kommunalpolitische Sprecher
Frank Kuschel das Wort. Im Folgen-
den Auszüge aus der Rede:

Das jetzige Hilfspaket für die Kom-
munen begrüßen wir, weil damit end-
lich auf die monatelangen Proteste der
Kommunen reagiert wird. Jetzt gibt es
offenbar eine Verständigung auch in-
nerhalb der Koalition. 

Wir tun dem Land und den Kommu-
nen keinen Gefallen, wenn wir auf der
einen Seite einen offenen, schonungs-
losen, die Probleme aufzeigenden Fi-
nanzausgleich haben und auf der ande-
ren Seite aber sowohl dem Land als
auch den Kommunen die notwendigen
Reformen, die sich daraus entwickeln
müssen, verweigern oder zeitlich ver-
zögern. Insofern sehen wir jetzt keine
Alternative, dass wir Geld „nachschie-
ßen“ müssen, aber wir mahnen natür-
lich, über diese Soforthilfe notwendige
Reformen ansatzweise auf den Weg zu
bringen. Das müssen wir nutzen, sonst
sind wir in einem Jahr vor der gleichen
Situation. Was das Problem ist und
deswegen haben wir uns für das In-

„Thüringen fair ändern“ – die
Themenmatrix der Landtags-
fraktion steht für über 70 kon-
krete Vorhaben, mit denen DIE
LINKE dieses Land fair ändern
will. Auf der Mitmach-Seite im
Internet unter http://www.thu-
eringen-fair-aendern.de ist die
Matrix veröffentlicht, in der sich
zwölf Themengebiete miteinan-
der treffen. Jeder Schnittpunkt
steht für ein Politikziel: 

•Soziales Thüringen
•Gute Bildung für alle 

von Anfang an
•Thüringen 2.0 – überall digital

und sicher
•Lebenswert – auf dem Land 

und in der Stadt
•Ganzheitlicher, nachhaltiger 
Tourismus

•Mobilität – Gleiche Teilhabe 
und Inklusion

•Thüringer Energierevolution
•Kulturland Thüringen
•Gelebte Demokratie
•Moderne Verwaltung – 

Stärkung des Öffentlichen
•Vielfalt leben – Rassismus und 

Ausgrenzung entgegentreten

Die Abgeordneten und Mitarbei-
terInnen der Linksfraktion haben
in einem ausführlichen Diskussi-
onsprozess zu allen 66 Schnitt-
punkten kurze Texte verfasst, die
das jeweilige politische Projekt er-
klären und vor allem die Thüringe-
rinnen und Thüringer anregen, ihre
Gedanken, Vorschläge, Hinweise
dazu einzubringen.

http://www.thueringen-fair-
aendern.de/

Aus der Landtagssondersitzung, die auf Antrag der LINKEN stattgefunden hatte

Landtagssitzungen:
Die ersten Plenarsitzungen des

Landtags im neuen Jahr finden
vom 22. bis 24. Januar statt.

Ausstellungseröffnung:
Am Mittwoch, den 23. Januar,

um 13 Uhr, findet die feierliche Er-
öffnung der neuen Ausstellung in
der Galerie im Fraktionsflur der
LINKEN im Landtag in Erfurt statt.
Gezeigt werden Cartoons von Phil-
ipp Hubbe, ausgezeichnet mit dem
Deutschen Preis für politische Ka-
rikatur, zum Thema Behinderte und
Behinderungen. Die Ausstellung
trägt den Titel „Mit Behinderungen
ist zu rechnen“. 

Weitere aktuelle Informatio-
nen zur Arbeit der Linksfraktion
im Thüringer Landtag: 

www.die-linke-thl.de.

Zur Blockadehaltung des CDU-Fi-
nanzministeriums gegenüber dem
SPD-Vorschlag der zusätzlichen Ein-
stellung von 100 Lehrern in Thürin-
gen sagte MdL Dirk Möller: „Der
CDU-Leitantrag ‚Bildungsland Thürin-
gen‘ ist nicht einmal das Papier wert,
auf dem er geschrieben wurde.“ Hor-
render Unterrichtsausfall, hoher
Krankenstand und hoher Alters-
durchschnitt seien schon lange
Warnzeichen, endlich mehr Lehrer
einzustellen. Die vorgeschlagenen Al-
ternativen, die Klassenobergrenzen
oder auch die Schülermindestzahlen
zu verändern, lehnt DIE LINKE ent-
schieden ab. „Man kann nicht Vertre-
tungsreserven verhindern und zu-
gleich den Lehrern noch mehr Arbeit
durch größere Klassen aufbürden.“
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strument der Sondersitzung entschie-
den, weil ein Teil der Gemeinden und
auch Landkreise aufgrund der Zahlen,
die die kommunalen Spitzenverbände
mitgeteilt haben, ihre Haushalte verab-
schiedet haben. Als wir gefragt haben,
auch im Haushaltsausschuss, was ist
denn mit diesen Haushalten, wurde zu
Recht gesagt, auch vom Innenministe-
rium, die sind formal betrachtet nicht
genehmigungswürdig, denn sie basie-
ren auf Zahlen, die nicht untersetzt
sind, weder in einem Nachtragshaus-
halt, noch in einem Leistungsgesetz,
noch sonst etwas. 

Rechtssicherheit sieht anders aus. 

LINKE unterbreitete eigene 
Vorschläge für Mittelverteilung

Die Kommunen sind keine Bittsteller,
um das noch einmal deutlich zu sagen.
Sie haben einen verfassungsrechtli-
chen Anspruch. Wenn wir die Kommu-
nen nicht ausreichend finanzieren kön-
nen, müssen wir ihnen gegebenenfalls
übertragene Aufgaben wieder entzie-
hen und selbst realisieren. Die Verfas-
sungsrichter haben auch gesagt, die
Gemeinden, Landkreise müssen auch
ihre eigene Möglichkeiten der Einnah-
mebeschaffung und der Haushaltskon-
solidierung wahrnehmen. 

Deswegen sagen wir immer, wir wol-
len einen Finanzausgleich, der moti-
viert, eigene Einnahmen, eigene Poten-
ziale auszuschöpfen. Solange die kom-
munale Steuerkraft in Thüringen ge-
messen an den Flächenbundesländern
noch im unteren Drittel ist – wir sind
Vorletzter, was die Steuerkraft pro Ein-
wohner betrifft –, ist eben eine hohe
Abhängigkeit von der Landeszuwei-
sung die Folge. 

Unsere Fraktion hat auch eigene
Vorschläge unterbreitet zur Verteilung
der Mittel. Wir haben versucht, auf die
gegenwärtige Lage in den Gemeinden,
Städten und Landkreisen abzustellen
und die größten Baustellen zu behe-

ben. Wir tasten die 106 Millionen Euro
für 2014 nicht an, also wir legen nichts
drauf. Und wir schlagen vor, davon 56
Millionen als allgemeine Zuweisung im
Rahmen der Schlüsselzuweisung zur
Verfügung zu stellen. Das ist relativ
einfach, das kann jede Gemeinde
nachvollziehen, jeder Landkreis, das
ist transparent, und es hat vor allen
Dingen auch eine Leistungskomponen-
te, weil steuerkraftabhängig. Das
heißt, die Kommunen, die ein niedriges
Steueraufkommen haben, bekommen
aus diesem Topf oder dieser Säule
mehr als die steuerstarken Kommu-
nen. 

In einer zweiten Säule schlagen wir
vor, 40 Millionen Euro als Investitions-
pauschale der kommunalen Ebene zur
Verfügung zu stellen. Herr Ramelow
hat darauf verwiesen, dass praktisch
jede zweite Gemeinde gegenwärtig kei-
nen ordnungsgemäßen Haushalt hat.
Über 400 mussten nämlich auf ihre
Rücklagen zurückgreifen, um den
Haushalt auszugleichen. 

Damit können sie natürlich keine Zu-
führung zum Vermögenshaushalt ma-
chen und nur ganz eingeschränkt inve-
stieren. Den Gemeinden wollen wir
durch die Investitionspauschale auch
die Möglichkeit geben, zumindest im
begrenzten Umfang notwendige Inve-
stitionen zu tätigen. Übrigens auch die
über 100 Gemeinden, die keinen Haus-
halt haben, würden damit in die Lage
versetzt. 

Unser Konzept ist sehr innovativ. Sie
können es übernehmen. Wir geben Ih-
nen das. Wir geben Ihnen die Möglich-
keit, über diesen jetzigen Hilfefonds
tatsächlich Dinge zu korrigieren, die
mit dem neuen Finanzausgleich - da
wurden die Voraussetzungen geschaf-
fen, aber der zweite Schritt hat gefehlt.
In dem Sinne sind Sie heute aber zu-
nächst erst einmal aufgefordert, sich
zu positionieren, wann Sie dem Land-
tag den Entwurf des Nachtragshaus-
halts 2014 zur Debatte vorlegen.        

Aber „die Kommunen
sind keine Bittsteller“
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